
Das Thema Diesel ist momentan eines der Top-The-

men in Deutschland. Im jetzt gefunden Kompromiss 

geht es zumeist um einen „Umtausch“ von Euro-5- und 

Euro 6-Dieselfahrzeugen. Aus meiner Sicht ist das der

falsche Weg.

Als SPD-Fraktion im Bundestag und auch von Seiten 

unserer Umweltministerin Svenja Schulze und ihrer 

Vorgängerin Barbara Hendricks haben wir uns für eine 

„Hardware-Nachrüstung“ eingesetzt. Aus meiner Sicht 

ist diese Hardware-Nachrüstung in kürzerer Zeit mög-

lich. Der ADAC hat nachgewiesen, dass die Nachrüstsätze 

funktionieren. Durch den eingebauten Katalysator im 

Abgasstrang des Fahrzeugs kann so der Schadstoffaus-

stoß effektiv sinken; innerorts um bis zu 70 Prozent, 

außerorts sogar um 90 Prozent.

Die deutsche Zuliefer-Industrie ist bereit und in der 

Lage, die Nachrüstsätze zur Verfügung zu stellen. Die 

Werkstätten, auch bei mir im Wahlkreis, würden sich 

freuen die Nachrüstsätze einzubauen. Es wäre somit 

ein Konjunkturpaket für mittelständische Unterneh-

men. An einem „Umtausch“, der ja in Wirklichkeit nur 

ein Neukauf mit Rabatt ist, verdienen gerade diejeni-

gen, die für den Abgasskandal verantwortlich sind.

Die Kosten für die Hardware-Nachrüstung müssen 

aus meiner Sicht von der Automobilindustrie getra-

gen werden, denn sie hat die Verbraucherinnen und 

Verbraucher gerade beim Bewerben von angeblich 

umweltfreundlichen Dieseln getäuscht. Verkehrsmi-

nister Scheuer fordere ich auf, sich endlich für Hard-

ware-Nachrüstungen einzusetzen und nicht den 

Wünschen der Automobil-Lobby hinterherzurennen.

Für eine saubere Luft in unseren Städten brauchen 

wir sicherlich noch mehr Konzepte, aber die Hard-

ware-Nachrüstung ist dafür ein Schritt in die richtige 

Richtung.

Euer,

Neues aus Berlin, Hamm, Lünen, Selm und Werne
vom Bundestagsabgeordneten Michael Thews12. WOCHENBERICHT VOM 12.10.2018

LIEBE LESERINNEN UND LESER,
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AUS DER HAUPTSTADT

FAMILIEN DEN RÜCKEN STÄRKEN – 
DAS FAMILIENENTLASTUNGSGESETZ

Die Unterstützung und Stärkung von Familien ist ein 

erklärtes Ziel der Koalition, denn Familien sind die wah-

ren Leistungsträger unserer Gesellschaft. Kinder sollen 

die besten Chancen für ihre Zukunft bekommen und 

ihre Eltern sollen sie dabei bestmöglich unterstützen 

können. Die finanzielle Stärkung, insbesondere von Fa-

milien mit geringen und mittleren Einkommen, ist ein 

wesentlicher Eckpfeiler der familienpolitischen Maß-

nahmen, die Bundesfinanzminister Olaf Scholz vorge-

legt hat.

Mit dem Familienentlastungsgesetz wird das Kinder-

geld ab dem 1. Juli 2019 um 10 Euro pro Kind und Monat 

erhöht. Der Kinderfreibetrag wird entsprechend an-

gepasst (2019 und 2020 um jeweils 192 Euro). Und es 

wird sichergestellt, dass das Existenzminimum auch 

weiterhin steuerfrei bleibt, indem der Grundfreibetrag 

angehoben wird (2019 um 168 Euro und 2020 um 240 

Euro). Das bedeutet, dass eine Familie mit 60.000 Euro 

Jahreseinkommen ab 2020 über 20 Prozent (530 Euro) 

weniger Steuern zahlt. 

Zusätzlich sorgen wir dafür, dass Lohnsteigerungen im 

Geldbeutel der Beschäftigten ankommen. Steuerliche 

Mehreinnahmen werden genutzt, um die „kalte Pro-

gression“ durch Anpassung des Steuertarifs auszuglei-

chen. Denn gerade Familien sind darauf angewiesen, 

dass Lohnsteigerungen nicht durch die Inflation und 

höhere Steuern aufgefressen werden. So werden die 

verfügbaren Einkommen von allen Familien gestärkt. 

Insgesamt sieht das Gesetz Entlastungen in einer Höhe 

von rund 10 Milliarden Euro vor, die den Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahlern zusätzlich zur Verfügung stehen 

werden.

NEUE PERSPEKTIVEN FÜR 
LANGZEITARBEITSLOSE

Die Lage am Arbeitsmarkt in Deutschland ist so gut wie 

schon lange nicht mehr. Die Arbeitslosigkeit ist dank 

Rekordbeschäftigung auf einem niedrigen Stand. Doch 

noch immer sind rund 800.000 Menschen von Lang-

zeitarbeitslosigkeit betroffen. Ohne Unterstützung ha-

ben viele von ihnen absehbar keine realistische Chan-

ce auf einen regulären Arbeitsplatz. Damit finden wir 

uns nicht ab. Das Teilhabechancengesetz, das in dieser 

Woche in der 1. Lesung im Bundestag beraten wird, 
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eröffnet Langzeitarbeitslosen eine neue Perspektive 

und ebnet den Weg in sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung.

Wir schaffen einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 

mit individuellen Unterstützungs- und Betreuungsan-

geboten. Dafür werden in den kommenden Jahren zu-

sätzlich 4 Milliarden Euro zur Verfügung stellt, um ins-

besondere über zwei Instrumente die Teilhabechancen 

für Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen und sozia-

len Arbeitsmarkt zu verbessern:

Langzeitarbeitslose, die mindesten sieben Jahre Leis-

tungen nach SGB II beziehen, sollen über das Instru-

ment „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ neue Perspektiven 

bekommen. Durch Lohnkostenzuschüsse für bis zu fünf 

Jahre werden sozialversicherungspflichtige Beschäf-

tigungsverhältnisse in der Wirtschaft, in sozialen Ein-

richtungen und bei Kommunen gefördert. In den ersten 

beiden Jahren beträgt der Zuschuss 100 Prozent zum 

Mindestlohn, in jedem weiteren Jahr wird dieser Zu-

schuss um 10 Prozentpunkte gekürzt.

Um bereits früher Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, wird 

mit dem zweiten Instrument „Eingliederung von Lang-

zeitarbeitslosen“ eine bereits bestehende Fördermög-

lichkeit geschärft. Ziel ist, Beschäftigte über eine zwei-

jährige Förderung von 75 Prozent der Arbeitsentgelte 

im ersten Jahr bzw. 50 Prozent im zweiten Jahr in den 

allgemeinen Arbeitsmarkt zu integrieren. Ergänzend 

gilt für beide Gruppen, dass ihnen das Angebot an in-

dividueller Betreuung und Qualifizierung offen steht. 

Für mich ist klar: alle Menschen müssen die Chance 

bekommen, durch ihre Arbeit für sich selbst sorgen zu 

können. Das schafft mehr Teilhabe und eröffnet neue 

Perspektiven.
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EUROPÄISCHER BILDUNGSRAUM ÜBER 
DIE EU-GRENZEN HINAUS

Die Europäische Kommission verfolgt das Ziel, bis 

2025 einen europäischen Bildungsraum zu errichten. 

Das Potenzial von Bildung und Kultur in Europa sol-

len ausgeschöpft werden, um soziale Gerechtigkeit, 

Beschäftigung und Wohlstand zu fördern. In einem 

gemeinsamen Antrag mit der Unionsfraktion nehmen 

wir im Bundestag diese Woche Bezug auf die derzeit 

laufenden Überlegungen der Kommission. Wir se-

hen die Notwendigkeit, auch über die Grenzen der EU 

hinaus, Mobilität, Austausch Bildungsgerechtig-

keit und Vergleichbarkeit von Bildungsleistungen zu 

fördern sowie Wissenschaftsfreiheit und institutionel-

le Autonomie zu sichern. Angesichts zwischenstaat-

licher Konflikte in der europäischen Nachbarschaft 

können Austauschprogramme wie Erasmus+ und ein 

starker europäischer Bildungsraum dazu beitragen, 

Verständigung zu erzielen und Gräben zu überwinden.

Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, die Mit-

tel für das Nachfolgeprogramm von Erasmus+ zu er-

höhen und ausgewählte Partnerländer wie z.B. die 

Westbalkan-Länder vollumfänglich ins Programm auf-

zunehmen. Berufliche Bildung, lebenslanges Lernen 

und die Erwachsenenbildung sollten bewusster ge-

fördert, im Ausland erworbene Berufsqualifikationen 

besser anerkannt und die Durchlässigkeit und Gleich-

wertigkeit beruflicher und akademischer Bildung ins-

gesamt im europäischen Bildungsraum erhöht werden. 

An die Bundesländer appellieren wir, die Entwicklung 

hin zu einem europäischen Bildungsraum aktiv zu 

begleiten und die Voraussetzungen für mehr Mobilität 

und Austausch zu schaffen.

TRANSPARENZ IM BEWACHUNGSGEWERBE - 
REGISTER FÜR SICHERHEITSFIRMEN

Private Sicherheitsunternehmen und deren Personal 

werden ab dem 1. Juni 2019 in einem einheitlichen, 

elektronischen Register erfasst. Das ermöglicht einen 

Überblick über die jeweils eingesetzten Bewachungs-

personen und den Arbeitgeber. Die Landesämter für 

Verfassungsschutz erhalten damit die Möglichkeit, pri-

vate Sicherheitsfirmen und die Bewachungspersonen 

vor dem Einsatz in besonders sicherheitsrelevanten 

Bereichen überprüfen zu können. Bereits in der letzten 

Wahlperiode wurde eine Reform des Bewachungsge-

werbes durchgeführt, die die Anforderungen an pri-

vates Sicherheitspersonal hinsichtlich Zuverlässigkeit 

und Sachkunde erhöhte. Dies war angesichts der Skan-

dale um Bewachungspersonen in Flüchtlingsunter-

künften in den Jahren 2015/2016 notwendig geworden. 

Die Schaffung des einheitlichen Registers beim Bun-

desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle verzahnt 

nun die Gewerbeämter mit den Landesämtern für Ver-

fassungsschutz und den Industrie- und Handelskam-

mern, die für die Sachkundeprüfungen verantwortlich 

sind.
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BETRIEBLICHE ALTERSVORSORGE – BESSERER 
SCHUTZ FÜR VERSICHERTE

Zusätzliche Vorsorge fürs Alter ist wichtig. Immer 

mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie auch 

Arbeitgeber nehmen die Möglichkeit der betrieblichen 

Altersvorsorge wahr. Über die sogenannte Entgelt-

umwandlung, die häufig tariflich geregelt ist, können 

Beschäftigte beispielweise Teile des Lohns für die Al-

tersvorsorge einsetzen. Fast 60 Prozent der sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigten verfügten im Jahr 2015 

über eine betriebliche Altersvorsorge. Durch Steuer-

vergünstigungen oder Beitragsersparnisse fördert der 

Staat diese Form der zusätzlichen Alterssicherung. Mit 

dem vorliegenden Gesetz zur Umsetzung der EU-Richt-

linie 2016/2341 werden die Anforderungen an die Pen-

sionsfonds und Pensionskassen als wichtige Träger der 

betrieblichen Altersvorsorge erhöht. Das Ziel ist ein 

besserer Schutz derjenigen, die sich auf diesem Wege 

zusätzlich für das Alter absichern.

FÜR EINE STABILE GESETZLICHE RENTE

Wer ein Leben lang gearbeitet hat, muss sich auf eine 

stabile Rente im Alter verlassen können. Um das zu ge-

währleisten, stoppen wir das Absinken des Rentenni-

veaus und sorgen dafür, dass die Renten künftig wieder 

wie die Löhne steigen.

Mit dem Rentenpakt von Bundesarbeitsminister Hu-

bertus Heil, der in dieser Woche in 1. Lesung im Bun-

destag beraten wird, garantieren wir das heutige Ren-

tenniveau von 48 Prozent in einem ersten Schritt bis 

zum Jahr 2025. Das ist eine gute Nachricht für alle 

Menschen in diesem Land, denn gerade die junge Ge-

neration profitiert von einer Rente auf die man sich 

auch in Zukunft verlassen kann. Die Rentenbeiträge 

der Arbeitgeber und der Beschäftigten werden im sel-

ben Zeitraum nicht über 20 Prozent steigen. Dazu wird 

der Bund in den kommenden Jahren mit jährlich 2 Mil-

liarden Euro einen Demografiefonds aufbauen, um die 

Beitragsobergrenze „demografiefest“ abzusichern.

Ab dem 1. Januar 2019 werden außerdem Verbesserun-

gen bei der Erwerbsminde-rungsrente eingeführt. Wer 

aus gesundheitlichen Gründen, zum Beispiel wegen 

Unfall oder Krankheit, nicht mehr arbeiten kann, muss 

sich auf den Schutz der Solidargemeinschaft verlassen 

können. Darum sieht der Gesetzesentwurf vor, die Zu-

rechnungszeit deutlich zu verlängern. Ab 2019 profitie-

ren jährlich rund 170.000 Versicherte von Verbesserten 

Leistungen bei Erwerbsminderung.

Mütter und Väter, die beruflich eine Pause eingelegt 

und sich um ihre vor 1992 geborenen Kinder gekümmert 

haben, werden Erziehungszeiten besser anerkannt. Ih-

nen wird ab dem kommenden Jahr ein weiteres halbes 

Jahr Kindererziehung angerechnet. Das führt zu einer 

spürbaren Verbesserung der Rente für ca. 10 Millionen 

Menschen, die sich um ihre Kinder gekümmert haben.

Außerdem sollen Beschäftigte mit geringerem 
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Einkommen stärker bei den Rentenbeiträgen entlastet 

werden, ohne Rentenanwartschaften zu verlieren. Das 

bedeutet, dass zukünftig rund 3,5 Mio. Beschäftigte, die 

bis zu 1.300 Euro monatlich verdienen, mehr Netto in der 

Tasche haben werden. Die Stabilisierung und Sicherung 

der gesetzlichen Rente für die Beschäftigten ist ein zen-

trales Anliegen der SPD. Darum werden wir weiter da-

für kämpfen, diesen Weg fortzusetzen und das Renten-

niveau bis 2040 zu stabilisieren.

ANHÖRUNG DES PARLAMENTARISCHEN 
BEIRATS FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

In seiner 5. Sitzung tagte der Beirat in Form einer Anhö-

rung zum Bericht über deutsche Nachhaltigkeitspolitik. 

Deutschland ist nach Ansicht einer Internationalen Peer 

Review Gruppe unter Leitung der ehemaligen Premier-

ministerin von Neuseeland, Helen Clark, für eine ambi-

tionierte Umsetzung der globalen Nachhaltigkeitsziele 

(SDGs) gut aufgestellt. Allerdings ist nach der Auffas-

sung der internationalen Expertenkommission noch viel 

zu tun, um einen erfolgreichen deutschen Weg hin zu 

mehr Nachhaltigkeit zu gestalten. Dieser im Sommer 

der Öffentlichkeit vorgestellte Peer Review Bericht war 

die Grundlage eines öffentlichen Fachgespräches des 

Parlamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung 

am Mittwochabend. 

Als Experte war als Vertreter Deutschlands zur Umset-

zung der Nachhaltigkeitsziele der Generalsekretär des 

Rates für Nachhaltige Entwicklung, Günther Bachmann 

eingeladen. Seiner Auffassung nach hat die Bundes-

regierung „mit großem Erfolg“ einen Nachhaltigkeits-

check (Peer Review) in Auftrag gegeben, den der Rat für 

Nachhaltige Entwicklung organisiert habe. Dieser Nach-

haltigkeitscheck sei dazu geeignet, eine Brücke von der 

einen in die nächste Legislaturperiode zu schaffen. Eine 

Woche lang hätten elf Experten (Peers) in Berlin mit Ver-

tretern der Bundesregierung, der Zivilgesellschaft, der 

Wissenschaft, der Wirtschaft und des Bundestages dis-

kutiert, sagte Bachmann. 

Weiterer Gast war Jan-Gustav Strandenaes aus Norwe-

gen, unabhängiger Berater in der Peer Review Gruppe. Er 

machte vor den Abgeordneten deutlich, dass Nachhal-

bei der anhörung

A U S  D E R  H AU P T STA DT
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tigkeit „besonders wichtig für unsere Zukunft ist“. Deutsch-

land sei sich dessen bewusst, so der Experte. Andere Länder 

noch nicht. Die Nachhaltigkeitsstrategie in Deutschland sei 

hervorragend, könne aber durchaus noch verbessert wer-

den. Strandenaes warnte davor, sich bei der Umsetzung der 

SDGs nur die Rosinen rauszupicken. Der Peer forderte, der 

Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung müs-

se transformiert werden und zugleich mehr Macht bekom-

men. „Verbessern Sie den Zugang zu Nachhaltigkeitskrite-

rien, vertiefen Sie die Prinzipien für Nachhaltigkeit in der 

deutschen Verfassung und verbinden Sie die Strategie mit 

dem deutschen Haushalt“, forderte Strandenaes. Besonders 

wichtig sei bei den Bemühungen um mehr Nachhaltigkeit 

„niemanden zurückzulassen“, sagte der Norweger. Wenn 

die Menschen nicht beteiligt werden, würden sie sich ge-

gen eine nachhaltige Entwicklung wenden. „Das haben wir 

viel zu oft beobachtet“, beklagte er. 

Als dritter Experte stelle Karl Falkenberg, Sonderberater für 

nachhaltige Entwicklung beim European Political Strategy 

Center der EU-Kommission, und ebenfalls Mitglied der Peer 

Review Gruppe, seine Erkenntnisse aus der europäischen 

Sicht dar. Auch er sprach sich für eine Aufwertung des Par-

lamentarischen Beirats für nachhaltige Entwicklung aus. 

„Die 17 SDGs müssen die Maxime unseres politischen Han-

delns werden“, forderte er. Mit Blick auf eine nachhaltige 

Wirtschaft kritisierte Falkenberg den seit Jahren vorhande-

nen Außenhandelsüberschuss Deutschlands. Das führe zu 

globalen Problemen und sei letztlich nicht nachhaltig. In 

Deutschland gebe es zudem viele Menschen, die den Ein-

druck hätten, nicht ausreichend am wirtschaftlichen Erfolg 

des Landes beteiligt zu werden. Wenn der soziale Zusam-

menhalt aber mehr und mehr in Frage gestellt werde, emp-

fänden das die Menschen nicht als nachhaltig. 

Was die Umweltpolitik angeht, so sei die große Bedeu-

tung von Änderungen bekannt. Dennoch würden auch in 

Deutschland Klimaziele nicht erreicht, sagte Falkenberg. Es 

würde ihm Sorge bereiten, das eher die Justiz als die Politik 

das Heft des Handelns in die Hand nehmen würde. Trotz 

aller Erfolge, so der Experte, gebe es offensichtlich auch in 

Deutschland in Sachen Nachhaltigkeit „dringenden Hand-

lungsbedarf“. 

Für mich persönlich steht fest, dass Nachhaltigkeit eines 

der zentralen Themen in der Politik und in der Wirtschaft 

sein muss. Ich habe in meinem Berufsleben als Umwelt-

beauftragter und im Bereich der Abfallwirtschaft erlebt, 

wie bedeutend nachhaltiges und ressourcenschonendes 

Handeln ist. Die Wirtschaft muss sich diesen Fragen weiter 

stellen, denn nur so können sie langfristig erfolgreich sein. 

A U S  D E R  H AU P T STA DT



8

A U S  D E R  H AU P T STA DT

AUS DEM UMWELTAUSSCHUSS

Das Bundesprogramm Blaues Band Deutschland soll die 

Renaturierung von großen Flüssen in Deutschland mög-

lich machen. Dabei geht es um Gewässerschutz, Hoch-

wasservorsorge, Erholung und regionale Entwicklung.  

Es gibt deutschlandweit schon fünf Modellprojekte. 

Dazu sollen noch mehr Projekte mit  mehrjähren Lauf-

zeiten gefördert werden. Ich habe mich bei den Bera-

tungen im Umweltausschuss dafür eingesetzt, dass im 

Haushalt des Umweltministeriums entsprechende Mit-

tel auch für die Folgejahre aufgenommen werden. 

Mehr Mittel hatte ich mir für die sogenannte Export-

initiative des Umweltministeriums gewünscht. Damit 

werden deutsche Unternehmen dabei unterstützt ihre 

Umwelttechnologie erfolgreich in andere Länder zu ex-

portieren. In einigen Ländern besteht Interesse an deut-

schem Knowhow insbesondere auf dem Gebiet der Ab-

fallsammlung und –recycling. Auf diesem Wege können 

wir zu einer Verminderung der Einträge von Plastikmüll 

in die Weltmeere beitragen. Angesichts des Handlungs-

drucks, der sich aus dem globalen Problem der Vermül-

lung unserer Weltmeere ergibt, und angesichts der Tat-

sache dass zehn Flusssysteme – acht in Asien und zwei 

in Afrika – rund 90 Prozent des globalen Plastikeintrags 

in die Weltmeere verursachen, besteht großer Bedarf, 

deutsche Recyclingtechnologien oder Abfallvermei-

dungskonzepte in den Verursacherländern zu etablieren 

und so einen Beitrag der deutschen Wirtschaft bei der 

Vermeidung der Einbringung von Plastikabfällen in die 

Weltmeere möglich zu machen. Leider konnte ich den 

Koalitionspartner bisher noch nicht davon überzeugen, 

aber ich bleibe hier am Ball.

das programm „blaues band deutschland“ fördert die renaturierung von flüssen
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INFOMEILE DER LÜNER SPD

Bei wunderschönem Wetter fand am vergangenen 

Samstag die traditionelle Infomeile der Lüner SPD in der 

Fußgängerzone statt. Die Ortsvereine hatten sich eini-

ges einfallen lassen: So gab es Infos zu Europa und der 

europäischen Union, einen herbstlichen Bastelstand für 

Kinder sowie unterschiedliche Speise- und Getränke-

angebote, die von den Bürgerinnen und Bürgern gerne 

angenommen wurden. Auch das „Riesen-Dosenwerfen“, 

das deutlich machte, dass es in Lünen keinen Platz für 

Rechtspopulisten und Rechtsextremismus gibt, kam bei 

großen und kleinen TeilnehmerInnen sehr gut an. Die 

SPD geht dahin wo die Bürgerinnen und Bürger sind und 

bleibt im Gespräch.

SPD-ORTSVEREIN LÜNEN-SÜD

FEIERTE SEINEN 111. GEBURTSTAG

Unsere Ortsvereine sind das Fundament der Sozial-

demokratie. An der Jubiläumsveranstaltung des Orts-

vereins Lünen-Süd nahm ich gerne teil und bedankte 

mich in meinem Grußwort bei den Genossinnen und 

Genossen und insbesondere bei den Jubilaren, die der 

SPD über Jahrzehnte die Treue halten, für ihre vorbild-

liche Arbeit. Sehr wichtig war mir, in meinem Grußwort 

auf den um sich greifenden Rechtspopulismus einzuge-

hen. Leider sitzen mit der AfD erstmals wieder Rechte 

im Bundestag. Wir müssen auf allen Ebenen dagegen-

halten und dürfen nicht zulassen, dass sie ihre auslän-

derfeindlichen Parolen verbreiten. Der stellvertretende 

Vorsitzender der NRWSPD, Marc Herter, hielt in seiner 

Festrede einen Rückblick auf die Geschichte der SPD. 

A U S  D E M  WA H L K R E I S

gute stimmung in lünen zusammen mit marc herter durfte ich die jubiliare ehren

AUS DEM WAHLKREIS
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Er forderte die Genossinnen und Genossen auf, auch 

gerade in der heutigen, für unsere Partei schwieri-

gen Zeit, sich für die Werte der SPD einzusetzen. Auch 

Manfred Kolodziejski, Vorsitzender des Ortsverein Lü-

nen-Süd, rief dazu auf sich im Ortsverein engagieren 

und gemeinsam für unsere Ziele zu kämpfen. 

VEREIN FÜR REITTHERAPIE KREIS UNNA E. V. 
ERHÄLT UNTERSTÜTZUNG DURCH BAYER

Seit mehr als 35 Jahren leistet der Verein für Reitthera-

pie des Kreises Unna e. V. tolle Arbeit. Auf der Reitan-

lage Schwert in Werne werden Kinder und Jugendliche 

mit körperlichen Behinderungen durch therapeutisches 

Reiten gefördert. Dieses Engagement hat jetzt die So-

zialstiftung von Bayer, die Bayer Cares Foundation, mit 

einer Patenschaft für das Therapiepferd „Gin Tonic“ ge-

würdigt. Bayer-Pressesprecher Martin Pape überreichte 

Renate Schwerbrock die Patenschafts-Urkunde. Renate 

Schwerbrock arbeitet seit vielen Jahren für den Verein 

und kümmert sich um Kinder und Jugendliche, die nicht 

selbständig reiten können und auf Förderung angewie-

sen sind. In meinem Grußwort habe ich darauf hinge-

wiesen, wie belastend es sein kann, wenn Kinder kör-

perlich oder geistig behindert sind. Gerade dann gilt es 

alle Möglichkeiten zu nutzen, um die Lebensqualität zu 

verbessern. Dazu kann das therapeutische Reiten einen 

wichtigen Beitrag leisten. Besonders positiv wirken sich 

dabei der Kontakt zu den Pferden und die sanften Bewe-

gungen beim Reiten aus. Mein herzliches Dankeschön 

für dieses vorbildliche ehrenamtliche Engagement gilt 

Renate Schwerbrock und allen Ehrenamtlern des Ver-

eins.

INFO-VERANSTALTUNG DER ASF SELM

Immer wieder gerne bin ich zu Gast bei der AsF in 

Selm. In einer lebhaften Diskussionsrunde, die von der 

AsF-Vorsitzenden Frederike Konik, moderiert wurde, 

ging es um die wichtigen Themen Pflege, Rente, bezahl-

barer Wohnraum sowie Brückenteilzeit. 

AU S  D E M  WA H L K R E I S

beim verein für reittherapie im kreis unna Beim Kampf um Frauenrechte immer in der ersten Reihe: 
unsere AsF
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NEUER AWO UNTERBEZIRK
RUHR-LIPPE-EMS GEGRÜNDET

Die großen gesellschaftlichen Herausforderungen und 

die gleichzeitig immer schwieriger werdenden Rahmen-

bedingungen waren der Auslöser für die AWO-Kreisver-

bände Hamm, Unna und Warendorf einen neuen AWO 

Unterbezirk zu gründen. Hier werden die hauptamt-

lichen Kräfte gebündelt um sich gemeinsam stark für 

unsere Region aufzustellen. Ab Januar führt Hartmut 

Ganzke mit seinem Vorstandsteam, dem Marc Herter 

aus Hamm und Wolfram Kuschke aus Lünen als Stell-

vertreter angehören, den neuen Unterbezirk.

DRACHENFEST IN LÜNEN

Viel Spaß hatte ich gemeinsam mit meinem Ortsver-

ein Lünen-Stadt und den Lüner Jusos beim diesjährigen 

Drachenfest. Bei bestem Wetter und guter Stimmung 

fanden viele Bürgerinnen und Bürger den Weg zu den 

Lippewiesen und waren begeistert von den Darbie-

tungen. Viele tolle Fotos könnt ihr auf der Seite des

Ortsvereins Lünen-Stadt anschauen

A U S  D E M  WA H L K R E I S

 mit dem neuen vorstand der awo ruhr-lippe-ems farbenfroh war es: das drachenfest in lünen

MACH MIT!
Leidenschaftliche Diskussionen, klare Positionen und neue Impulse: Darum geht es beim Debattencamp der SPD. 

In mehr als 30 Sessions wollen wir gemeinsam Ideen entwickeln, die unser Land in eine bessere, gerechte Zukunft 

führen. Jede und jeder kann teilnehmen, egal ob Mitglied oder nicht. Sei mit dabei und sichere Dir jetzt Dein Ticket!

https://tinyurl.com/yacjcpkp
https://debattencamp.spd.de/

